
 
 

 
  

 
 
 
Kommission für Qualitätskontrolle: 
Hinweis zur Prüfung der Vollständigkeit der Grundgesamt-
heit für die Prüfung der Auftragsabwicklung 

 

I. Vorbemerkung 

Bei Qualitätskontrollen hat die Kommission für Qualitätskontrolle in der jüngeren Vergangen-

heit wiederholt festgestellt, dass die Vollständigkeit der Grundgesamtheit für die Prüfung der 

Auftragsabwicklung nicht gegeben war. 

In diesen Fällen kann die Kommission für Qualitätskontrolle Maßnahmen, insbesondere 

Sonderprüfungen, anordnen. Stellt sie fest, dass die Unvollständigkeit der Grundgesamtheit 

einen schwerwiegenden Verstoß gegen die Ordnungsmäßigkeit der Qualitätskontrolle dar-

stellt, ist die Teilnahmebescheinigung zwingend zu widerrufen. 

Der vorliegende Hinweis stellt die Pflicht zur Prüfung der Vollständigkeit der Grundgesamt-

heit durch den Prüfer für Qualitätskontrolle dar und gibt Hilfestellungen zum Prüfungsvorge-

hen.  

 

II. Pflicht zur Prüfung der Vollständigkeit der Grundgesamtheit 

Die Grundgesamtheit (sog. Siegelliste) besteht aus den seit der letzten Qualitätskontrolle 

durchgeführten betriebswirtschaftlichen Prüfungen nach § 2 Abs. 1 WPO, bei denen das 

Siegel geführt wird oder zu führen ist (§ 57a Abs. 2 Satz 2 WPO). Zur Grundgesamtheit kön-

nen auch Aufträge gehören, die im Zeitpunkt der Beendigung der Qualitätskontrolle noch 

nicht abgeschlossen sind, soweit dies für die Beurteilung der Angemessenheit und/oder 

Wirksamkeit des Qualitätssicherungssystems erforderlich ist und hierfür keine ausreichenden 

abgeschlossenen Aufträge zur Verfügung stehen. In der Regel wird die Grundgesamtheit 

aus den seit der letzten Qualitätskontrolle abgeschlossenen Aufträgen bestehen. 

Wesentlicher Bestandteil einer Qualitätskontrolle ist die Durchführung angemessener Funkti-

onsprüfungen, im Bereich der Auftragsabwicklung die Prüfung einzelner Aufträge. Für die 

Festlegung einer Stichprobe der Auftragsabwicklungen ist eine vollständige Grundgesamt-
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heit Voraussetzung. Nur eine vollständige Grundgesamtheit gibt die Tätigkeit der WP/vBP-

Praxis zutreffend wieder. Darüber hinaus gewährleistet nur eine vollständige Grundgesamt-

heit, dass jede Auftragsprüfung in die Auswahlstichprobe gelangen kann. Damit stellt die 

Grundgesamtheit die Basis für die Beurteilung der WP/vBP-Praxis dar und ist Grundlage für 

das weitere Prüfungsvorgehen. Der Prüfer für Qualitätskontrolle hat daher die Vollständigkeit 

der Grundgesamtheit zu prüfen. 

 

III. Prüfungsvorgehen bei der Beurteilung der Vollständigkeit der Siegelliste 

Die Qualitätskontrolle ist risikoorientiert zu planen und durchzuführen. Es gelten insoweit die 

allgemeinen fachlichen Regeln zum risikoorientieren Prüfungsansatz (vgl. auch IDW PS 140, 

Tz. 34 ff.).  

Für die Prüfung der Grundgesamtheit kommen nach der vorläufigen Risikoeinschätzung in 

Abhängigkeit von den Gegebenheiten der Praxis insbesondere Aufbauprüfungen und aussa-

gebezogene Prüfungshandlungen in Betracht. 

a) Vorläufige Risikoeinschätzung und Aufbauprüfung 

Der Prüfer für Qualitätskontrolle hat sich mit einer kritischen Grundhaltung zunächst ein vor-

läufiges Bild über das Risiko des Vorliegens einer unvollständigen Grundgesamtheit zu ma-

chen. Im Rahmen einer Aufbauprüfung ist der Prozess der Erstellung der Siegelliste zu beur-

teilen. Hierbei hat der Prüfer für Qualitätskontrolle sowohl das inhärente Risiko (bspw. auf-

grund freiwilliger Siegelführung in Einzelfällen oder weil Prüfungsmandate zwischen den So-

zien wechseln) und das Kontrollrisiko zu beurteilen.  

b) Aussagebezogene Prüfungshandlungen 

Auf Basis des ermittelten Fehlerrisikos sowie der Ergebnisse eventueller Funktionsprüfungen 

werden Art und Umfang der aussagebezogenen Prüfungshandlungen festgelegt und können 

bspw. folgende Prüfungshandlungen umfassen: 

 Kritische Befragung des Praxisinhabers, 

 Plausibilisierung der Grundgesamtheit mit den Umsatzerlösen, 

 Einsichtnahme in die Debitorenliste, 

 Durchsicht von durchgeführten Prüfungsaufträgen, ob ein Siegel geführt wurde und 

Abgleich mit der Grundgesamtheit, 

 Prüfung von lt. Praxisleitung nicht gesiegelten Aufträgen auf Siegelung, 
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 Abgleich der Grundgesamtheit mit öffentlich zugänglichen Informationen, wie elektro-

nischer Bundesanzeiger, Datenbanken und Suchmaschinen, Transparenzbericht, 

Presseberichterstattung etc., 

 Abgleich der Grundgesamtheit mit dem Schriftverkehr aus der letzten Qualitätskon-

trolle oder dem Schriftverkehr im Rahmen eines Antrags auf Ausnahmegenehmigung 

und Klärung eventueller Abweichungen, 

 Berücksichtigung eventuellen Schriftverkehrs mit anderen Aufsichtsstellen (bspw. Be-

rufsaufsicht der WPK). 

 

c) Vollständigkeitserklärung 

Auch bei der Durchführung von Qualitätskontrollen hat der Prüfer für Qualitätskontrolle Erklä-

rungen der Praxis, insbesondere eine Vollständigkeitserklärung, nach den geltenden fachli-

chen Regeln einzuholen. Dabei kann die Vollständigkeit der Grundgesamtheit explizit bestä-

tigt werden. 

Für die Einholung von Vollständigkeitserklärungen bei einer Qualitätskontrolle gelten die all-

gemeinen Grundsätze. Auch wenn es sich um die Prüfung eines Berufskollegen handelt, ist 

zu beachten, dass die Vollständigkeitserklärung notwendige Prüfungshandlungen nicht er-

setzt (s.a. IDW PS 303, insbesondere Tz. 19, 23).  

 

IV. Berichterstattung 

Der Prüfer für Qualitätskontrolle hat im Qualitätskontrollbericht darüber zu berichten, wie die 

geprüfte Praxis die Vollständigkeit der Grundgesamtheit sicherstellt und wie er dies geprüft 

hat (vgl. Hinweis der Kommission für Qualitätskontrolle zur Berichterstattung über eine Quali-

tätskontrolle, zu 5.). 

 

Berlin, 6. Februar 2015 


